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Alles was Recht ist – zum Maßstab für Aufklärung 
bei rituellen Beschneidungen
Stephanie Wiege
Rituelle Beschneidungen bei Kleinkindern unterliegen strengen rechtlichen Vorgaben, wie das Landgericht Bo-
chum in seinem Urteil vom 14. September 2022 (Aktenzeichen: 6 O 247 / 20) bestätigte. Auch bei routinemäßi-
gen Eingriffen wie einer Zirkumzision sind Behandler gut beraten, ein besonderes Augenmerk auf die wirksa-
me Aufklärung und Einwilligung des Patienten bzw. seiner Eltern zu legen.
Der Fall
Die Eltern eines neun Monate alten
Jungen wollten ihren Sohn aus kul-
turellen und traditionellen Grün-
den beschneiden lassen. Sie verein-
barten einen Termin in der Praxis 
der später beklagten Ärzte. Vorab 
erhielten sie schriftliche Unterla-
gen, darunter ein Aufklärungsfor-
mular. Am Tag des Eingriffs über-
gaben sie den ausgefüllten Bogen, 
zahlten die Gebühr und der Ein-
griff wurde durchgeführt. 

Während des Eingriffs, der unter 
Lokalanästhesie im Genitalbereich 
mittels zirkulärer Injektion sowie 
mit zusätzlicher „Emla-Salbe“ er-
folgte, trat eine intraoperative 
starke Blutung auf. Der Junge 
wurde gegen Mittag aus der am-
bulanten Behandlung der beklag-
ten Ärzte entlassen, musste jedoch 
kurz darauf in einem Krankenhaus 
stationär aufgenommen werden, 
wo ein weiterer Eingriff notwen-
dig wurde.

Der Junge, vertreten durch seine 
Eltern, klagte auf Schmerzensgeld 
und Schadensersatz. Neben der 
Wahl der Anästhesie und der 
Durchführung des Eingriffs wurde 
die unzureichende Aufklärung ge-
rügt. Es habe kein ausreichendes 
Aufklärungsgespräch mit einem
Arzt stattgefunden; die Aufklä-
rung über Risiken und Vorgehen 
sei lediglich durch eine Operati-
onsschwester erfolgt. Ferner sei ei-
ne Aufklärung über alternative
nästhesieverfahren, insbesonde-
e die Nachteile einer Lokalanäs-
hesie bei einem Kleinkind, nicht 
rfolgt.

ie Entscheidung 

as Landgericht Bochum gab der 
lage des Jungen weitgehend 

tatt und sprach ihm u. a. 6.500 
uro Schmerzensgeld zu. Es stütz-
e seine Entscheidung primär auf 
ie unzureichende Aufklärung. 

as Gericht ging davon aus, dass 
ie Aufklärungen sowohl für die 
perative Beschneidung als solche 
ls auch das dabei angewandte 
arkoseverfahren jeweils unzurei-
hend waren bzw. zum Teil offen-
ichtlich völlig fehlten, sodass der 
ingriff insgesamt rechtswidrig 
ar und die Behandler allein des-
alb für alle zurechenbar verur-
achten Folgen der von ihnen vor-
enommenen Beschneidung mit 
en feststellbaren Auswirkungen 
egenüber dem Patienten haften.

um einen war nach Anhörung der 
arteien und Zeugen offenbar ge-
orden, dass die Aufklärung über 
as operative Vorgehen im Wesent-

ichen von einer Operationsschwes-
er und nicht von dem behandeln-
en Arzt durchgeführt wurde. Das
ericht betonte, dass die Aufklä-

ung eine genuin ärztliche Tätigkeit
arstellt und nicht an nicht ärztli-
hes Personal delegiert werden
arf. Kurze Nachfragen eines Arz-
es im Anschluss genügen ebenso
enig wie die alleinige Übergabe 
ines Aufklärungsbogens. 

arüber hinaus betonte das Ge-
icht, dass die ärztliche Operati-
nsaufklärung in einem ausführli-
hen Gespräch vor dem geplanten 
ingriff so rechtzeitig erfolgen 
uss, dass ein Patient oder seine 

ltern genügend Bedenkzeit vor 
er Erteilung der Einwilligung ha-
en. Dies ist nicht nur aus medizi-
ischer Sicht notwendig, sondern 
ntspricht auch aus rechtlicher 
icht den Grundvoraussetzungen
ür eine wirksame Aufklärung

um anderen fehlte eine umfas-
ende Aufklärung über die ver-
chiedenen Narkoseverfahren und 
ie spezifischen Nachteile einer
loßen Lokalanästhesie bei einem
leinkind. Insoweit hätte insbe-
ondere bei Anwendung einer le-
iglich lokalen Betäubung auch
ie diesbezüglichen Nachteile auf-
ezeigt werden müssen, insbeson-
ere hätte darauf hingewiesen 
erden müssen, dass eine allein 
rtliche Betäubung bei einem 
leinkind zu keiner sicheren kom-
letten Schmerzausschaltung füh-
en kann, was insbesondere dann
on Bedeutung werden kann, 
enn – wie hier – bei dem Eingriff 
omplikationen auftreten. 

ie bloße Tatsache, dass die Praxis
ur Lokalanästhesie anbietet, ent-
indet nicht von der Pflicht, über 
lternative Verfahren und die 
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Nachteile der angebotenen Me-
thode aufzuklären. 

Die beklagten Ärzte beriefen sich 
auf die sogenannte hypothetische
Einwilligung, also den Einwand,
die Eltern hätten dem Eingriff
auch bei ordnungsgemäßer Auf-
klärung zugestimmt. Diesen Ein-
wand ließ das Gericht jedoch nicht
gelten. Es führte aus, dass es nicht 
ausgeschlossen werden könne, 
dass die Eltern bei vollständiger 
Aufklärung über die Risiken der 
Lokalanästhesie den Eingriff nicht 
oder nicht in dieser Praxis hätten 
durchführen lassen. Das Selbstbe-
stimmungsrecht der Patienten, das 
eine vollumfängliche Aufklärung
voraussetzt, wäre sonst unterlau-
fen worden.
azit
as Urteil des Landgerichts Bonn
ient als wichtige Erinnerung, dass
ie Einhaltung der strengen recht-

ichen Vorgaben zur Aufklärung 
nerlässlich ist, um die Wirksam-
eit der Patienten-Einwilligung zu
ewährleisten und Haftungsrisiken 
u minimieren. 

rzte müssen sicherstellen, dass 
ie Aufklärung über das geplante 
erfahren, seine Risiken und alter-
ative Behandlungsmöglichkeiten 

eitgerecht, vollständig und durch 
inen Arzt erfolgt. Die Delegation 
wesentlicher Teile) der Aufklä-
ung an nicht ärztliches Personal 
iderspricht den gesetzlichen Vor-
aben (vgl. § 630e BGB). Die Auf-
lärung muss sich bei fehlender 
eteiligung eines Anästhesisten 
icht nur auf den Eingriff selbst 
eziehen, sondern auch auf das 
ewählte Anästhesieverfahren,
inschließlich seiner Vor- und 
achteile im Vergleich zu Alterna-

iven.  ◼
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